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Breit abgestütztes Komitee gegen die 1:12-Initiative 
 

Im Aargau kämpft ein breit abgestütztes Komitee gegen die 1:12-Initiative. Dem Komitee 
gehören namhafte Vertreter aus Politik und Wirtschaft an. Im Komitee vertreten sind 
kantonale und eidgenössische Politiker der BDP, CVP, FDP, glp und SVP sowie 
Repräsentanten von kleineren und grösseren Unternehmen. 
 

Die Mitglieder des Komitees sind sich einig: 
 

Bei der Annahme der 1:12-Initiative würden hohe Löhne sinken, tiefe Löhne aber nicht 
steigen. Die Annahme der 1:12-Initiative hätte massive negative Folgen: Sie führte zu einer 
staatlichen Bevormundung und einer weiteren Zunahme der Bürokratie, die jedes 
Unternehmen belasten würde. Sie würde zu stark verminderten Steuereinnahmen und 
massiven Ausfällen bei der AHV führen. Ausserdem würde die Arbeitslosigkeit zunehmen. 
Die Annahme der 1:12-Initiative würde weit mehr Probleme schaffen als lösen. 



 
 



Einer der Co-Präsidenten des Komitees, Daniel Knecht, Unternehmer aus Brugg und 
Präsident der Aargauischen Industrie- und Handelskammer (AIHK), nimmt stellvertretend zu 
den wichtigsten Punkten der 1:12-Initiative Stellung: 
 

Weshalb bekämpfen Sie die 1:12-Initiative so vehement? 
 

DK: Wir kennen in der Schweiz die Tradition der Sozialpartnerschaft. Dabei handelt der 
Arbeitgeber den Lohn in einem Gesamtarbeitsvertrag mit den Gewerkschaften oder direkt 
mit den Angestellten aus. Dieses System hat sich sehr gut bewährt und unserem Land 
Wohlstand beschert. Mit der Initiative wird der bewährte Mechanismus ausgehebelt. Das 
gefährdet Arbeitsplätze und ist Gift für unsere Wirtschaft. Die 1:12-Initiative ist ein 
klassisches Eigengoal, sie will Eigenverantwortung durch Staatsintervention ersetzen. 
 

Man konnte von grossen Ausfällen bei der AHV und den Steuern hören, sollte die Initiative 
angenommen werden. Wie verhält es sich damit? 
 

Eine Studie der Universität St. Gallen kommt zum Schluss, dass durch die Initiative jährlich 
bis gegen 2,5 Milliarden Franken in der AHV-Kasse fehlen könnten. Dazu kommen jährliche 
Ausfälle bei der direkten Bundessteuer von über 1 Milliarde. Diese fehlenden Beträge 
müssten durch alle Angestellten und Steuerzahler getragen werden. 
 

Wie müsste das geforderte Lohnverhältnis kontrolliert werden? 
 

Das wäre dann die Aufgabe des Staates, in jedem Betrieb dieses Verhältnis zu überprüfen. 
Der staatliche Kontrollaufwand wäre enorm und sehr teuer. Wir brauchen das nicht. 
 

Die Befürworter erhoffen sich, dass die höchsten Löhne sinken und im Gegenzug die tiefsten 
Löhne steigen. Wird diese Rechnung aufgehen? 
 

Die erhoffte Wirkung im Ziel würde nicht eintreffen. Wenn die Befürworter glauben, dass in 
den Betrieben die tiefsten Löhne erhöht würden, denken sie die Sache nicht zu Ende. Der 
zusätzliche Staatsinterventionismus kostet und muss bezahlt werden. Im Übrigen würden 
sich die Firmen einfach in Zweckgesellschaften aufspalten. Am einfachsten aber könnten sie 
noch verstärkt Leistungen einkaufen. Also über alles: Gut gemeint und schlecht durchdacht. 
 

Sie sind im Co-Präsidium des Nein-Komitees, haben die Gegner genug Unterstützung? 
 

DK: Das Co-Präsidium ist breit abgestützt. Neben den Parteipräsidenten von SVP, FDP, 
CVP, BDP und glp kämpfen auch die Aargauische Industrie- und Handelskammer und der 
Aargauische Gewerbeverband gegen die Initiative. Wir sind gut aufgestellt. 
 

 
(Daniel Knecht) 
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